
Gemeinde Dunningen 

Landkreis Rottweil 

Textliche Festsetzungen

Planungsrechtliche Festsetzungen gem § 9 BauGB 

zum 

Bebauungsplan  
Wohngebiet „Langenfeld“ 

Frühzeitige Beteiligung 
11.12.2023 

Goldenbühlstraße 15 
78048 Villingen-Schwenningen 
Tel.nr.: 07721/2026-0 
villingen@bit-ingenieure.de 



Gemeinde Dunningen  – Bplan Wohngebiet „Langenfeld“ –  Stand: 11.12.2023

BIT Ingenieure AG, Villingen Planungsrechtliche Festsetzungen 1 von 6

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) 

- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 176) 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 
416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 170) m.W.v. 17.06.2023 

- Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Art. 3 G vom 14. Juni 2021; (BGBl. I S. 1802, 1808) 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 
(GBI. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. April 2023 (GBl. 
S. 137) 

Planungsgrundlagen: Bebauungsplan Wohngebiet „Langenfeld“ vom XX.XX.XXXX. 

1.  Art der baulichen Nutzung (§§ 1-15 BauNVO)

1.1  Allgemeines Wohngebiet (WA) – (§ 4 BauNVO) mit Bezeichnung gem. Planeintrag  

Ausnahmen nach § 4 (3) Nr. 1 bis 5 sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes  
(§ 1 (6) BauNVO). 

2.  Maß der baulichen Nutzung (§§ 16-21 BauNVO und § 9 (1) Nr. 1 BauGB)  

2.1  Maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) gem. Planeintrag. 

2.2 Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH). Siehe Planeintrag als Höchstmaß in Meter über Nor-
malnull. Maßgeblich ist die Fertigfußbodenhöhe. 

2.3.  Firsthöhe (FH) und Wandhöhe (WH) gem. Planeintrag maximal in Metern über der Be-
zugshöhe. Bezugshöhe ist die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH).  

Nebenbestimmungen: 
Bei Gebäuden mit Flachdächern gilt die festgesetzte Wandhöhe als maximal zulässige 
Gebäudehöhe. 

Oberer Bezugspunkt für die Wandhöhe ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit 
der Dachhaut (traufseitig). 

Oberer Bezugspunkt für die Firsthöhe ist der äußerer Schnittpunkt der beiden
Dachschenkel, bzw. die oberste Dachbegrenzungskante. 
Die festgesetzten Höhen gelten nicht für erforderliche technische Dachaufbauten wie 
Lüftungs- oder Antenneneinrichtungen, Schornsteine etc. 
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Hinweis: es wird eine barrierefreie Zugänglichkeit des Gebäudes empfohlen. 

2.4  Geschossigkeit gem. Planeintrag  

3.  Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§§ 22-23 BauNVO und § 9 (1) Nr. 2 
BauGB)  

3.1.  Offene Bauweise § 22 (2) BauNVO, zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser – gem. 
Plandarstellung 

3.2.  Überbaubare Grundstücksflächen – gem. Plandarstellung 

4.  Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)  

4.1  Straßenverkehrsfläche gem. Planeintrag 

4.1.1 Fuß- und Gehweg gem. Planeintrag 

4.3 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung als Mischverkehrsflächen gem. 
Planeintrag: 
M: Mischverkehrsflächen 
P: öffentliche Parkplätze 

5.  Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 2 und 4 BauGB)  

5.1 Garagen und Carports, Stellplätze und Nebenanlagen sind auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. 

5.2 Zwischen Carport- oder Garagenfront und der öffentlichen Verkehrsfläche, muss bei 
senkrechter Zufahrt von der Straße mindestens ein Abstand von 5,00m eingehalten 
werden. 

5.3 Garagen oder Carports, die parallel zur Straße errichtet werden, müssen mindestens 
1,00m Abstand von öffentlichen Verkehrsflächen und Wegen einhalten. 

6.  Höchstzulässige Zahl von Wohnungen (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)  

Zulässig sind max. 2 Wohneinheiten pro Wohngebäude. 

7.  Stellung baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)  

Es werden keine Hauptfirstrichtungen festgesetzt. 

8.  Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 (1) Nr. 13 BauGB)  

Alle Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
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9.  Öffentliche Grünfläche (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)
entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen 

10.  Flächen für die Abwasserbeseitigung (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB)

Regenrückhaltung: 
Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen wird im Westen des Plangebietes 
eine Fläche für eine zentrale Regenrückhaltung festgesetzt. 

11.  Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung, Verringerung und zum Ausgleich von 
Eingriffen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15+20, Nr. 25b BauGB)

11.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen: 

Bei Durchführung der einzelnen Maßnahmen sind die allgemein gültigen DIN-Vor-
schriften, vor allem DIN 18 915, 18 916 und 18 300 zu beachten. Alle nicht versiegel-
ten Flächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Die Artenwahl bei Pflanz-
geboten orientiert sich an der Potentiell Natürlichen Vegetation. In der Pflanzliste im 
Anhang sind Arten beispielhaft aufgeführt. 

Boden-/Grundwasserschutz 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige 
Maß zu beschränken. 
Während der Baumaßnahmen sind Störungen des Bodenprofils, Verdichtung und Ver-
schmutzung des Bodens, insbesondere auf künftigen Vegetationsflächen, zu vermei-
den. Zu beachten sind hierbei DIN 18300 (Erdarbeiten) und DIN 18915 (Bodenarbeiten 
für vegetationstechnische Zwecke). Umlagerungen von Bodenmaterial haben fachge-
recht entsprechend der Anforderungen der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit – Ver-
wertung von Bodenmaterial) zu erfolgen. 
Während der Bauphase ist darauf zu achten, dass keine wassergefährdenden Stoffe 
(Öle, Diesel, Fette, etc.) in den Boden gelangen. 

Verringerung der Flächenversiegelung 
Die Flächenversiegelung der privaten Grundstücke ist auf das unbedingt notwendige 
Maß zu beschränken. 
Zur Verringerung der Bodenversiegelung sind wasserdurchlässige Beläge mit beleb-
ter Bodenzone (z.B. Rasengittersteine, Schotterrasen, Rasenpflaster) zu verwenden. 

Gestaltung von unbebauten Grundstücksflächen 
Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für Stelllätze, 
Zufahrten, Zugänge verwendet werden, als Gartenfläche anzulegen und dauerhaft zu 
unterhalten. Die Anlage einer einseitigen, monotonen oder flächigen Gestaltung der 
Gartenflächen außerhalb von Überdachungen in Form von Steingärten durch die Aus-
bringung von Schotter, Kies, Steinen, Findlingen, Glassteinen und –splittern in einem 
Ausmaß von über 10 m² je Grundstück, ist unzulässig. 

Maßnahmen zum Schutz von Tieren 
Die Rodung von Gehölzen darf nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar 
erfolgen. Anbringen von insgesamt 6 Nisthilfen für den Feldsperling in der näheren 
Umgebung. Für die Feldlerche sind in Ackerflächen im näheren Umfeld (südlicher Rich-
tung) Feldlerchenstreifen (10 m breite Streifen mit doppeltem Saatreihenabstand) und 
mehrere Feldlerchenfenster sowie Blüh- und Brachestreifen anzulegen. Diese Maß-
nahme hat vor der Baufeldfreimachung zu erfolgen. 
Pflanzung einer mind. 50 m langen und doppelreihigen Hecke in der Nähe zu den zu 
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rodenden Heckenstandorten. Diese Maßnahme hat vor der Baufeldfreimachung zu er-
folgen. 
Zum Schutz der aquatischen Fauna ist die Einleitung von verschmutztem Oberflächen- 
wasser in die Eschach vollständig zu vermeiden. Daher ist die Installation einer ent-
sprechenden Filteranlage für das Regenrückhaltebecken vorzusehen. Zudem ist bei 
Starkregenereignissen auf eine gedrosselte Zufuhr des behandelten Oberflächenwas-
ser aus dem Regenrückhaltebecken zu achten. 
Für die gesamte Außenbeleuchtung des Plangebietes sind nur insektenfreundliche 
Leuchtmittel (z.B. Natriumdampf-Niederdruckleuchten, LED warmweiß mit geringem 
Blauanteil) in nach unten strahlenden Gehäusen zulässig. 
Einfriedungen müssen einen Mindestabstand zur Geländeoberfläche von 10 cm auf-
weisen, um den Durchlass für Kleintiere zu gewährleisten. 
Verglaste Gebäudeansichten mit für Vögel gefährlichen Spiegelungs- und Transpa-
renzsituationen sind möglichst zu vermeiden oder mit entsprechenden Maßnahmen 
(z.B. geriffeltes und mattiertes Glas, Milchglas, Glasbausteine) zu minimieren. Detail-
lierte Informationen zur bauseitigen Beachtung sind der Informationsbroschüre der 
Schweizer Vogelwarte Sempach zu entnehmen. (http://www.vogelglas.info/). 

FFH-Magerwiese 
Das Flurstück 798/1 wurde als FFH-Magerwiese kartiert. Deshalb ist im Rahmen der 
ökologischen Baubegleitung zu überwachen, dass die Fläche nicht für Baustellenein-
richtung, Lagerfläche genutzt wird. 

Pflanzfestsetzungen 
Bei der Pflanzung der Hochstämme sind ausreichend große Baumstandorte auszubil-
den. Leitungen müssen zu Bäumen an festgesetzten Standorten einen Mindestabstand 
von 2,50 m haben. 

Bäume in öffentlichen Grünflächen 
In den öffentlichen Grünflächen innerhalb des Wohngebietes sind hochstämmige Laub- 
oder Obstbäume II. Ordnung gem. Pflanzliste (Anhang 1) zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. Die Pflanzstandorte sind gemäß Planzeichnung festgesetzt, können jedoch 
im Bereich des Spielplatzes um bis zu 3 m variieren. 
Beim Ausfall von Bäumen sind Nachpflanzungen vorzunehmen. 

Bäume auf privaten Grundstücken 
Innerhalb des Wohngebietes sind in den privaten Grundstücken pro folgende angefan-
gene Grundstücksfläche die nachfolgenden Baumpflanzungen festgesetzt: 
0 m² - 575 m²  → 1 Baum 
575 m² - 775 m² → 2 Bäume 
775 m² - 975 m² → 3 Bäume 
Die Bäume sind als hochstämmige Laub- oder Obstbäume II. Ordnung gem. Pflanzliste 
(Anhang 1) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Pflanzstandorte sind gemäß 
Planzeichnung festgesetzt, können jedoch um bis zu 3 m variieren. Der Charakter der 
Baumreihen muss dabei gewährleistet werden.  
Beim Ausfall von Bäumen sind Nachpflanzungen vorzunehmen. 
Zur Bepflanzung der privaten Grundstücke der Kompensationsmaßnahmen sind hei-
mische standortgerechte Laubgehölze (siehe Anhang) zu verwenden. 

Öffentliche Grünflächen/ Verkehrsgrün 
Die öffentlichen Grünflächen/ Verkehrsgrün sind als Wiesenfläche oder Blühstreifen an 
zulegen und dauerhaft zu unterhalten. Daneben ist in der öffentlichen Grünflächen ent-
lang der südlichen Grenze des B-Plangebietes ein Gebüsch gemäß Planzeichnung zu 
pflanzen. Die Pflanzenarten sind der Pflanzenliste zu entnehmen (siehe Anhang). 
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11.2 Maßnahmen zur Ausgleich von Eingriffen (siehe Umweltbericht) 

Planinterne Maßnahmen: 

A1:   Pflanzung eines Gebüsches an der südlichen Grenze des B-Plangebietes 
A2:  Gestaltung öffentlicher Grünflächen als Wiese/Blühstreifen 
A3:  Pflanzung von Einzelbäumen in den öffentlichen Grünflächen 
A4:  Pflanzung von Einzelbäumen in den privaten Grundstücken 
A5/CEF 1:  Entwicklung von Feldhecken mittlerer Standorte entlang der östlichen

Grenze des Flurstückes 4640 

Planexterne Maßnahmen (nachrichtlich, Sicherung über öffentlich-rechtliche Verträge): 

E1:  Entwicklung einer Magerwiese auf dem Flurstück 4640 
E2:  Herstellung einer Nass- und Magerwiese an der Eschach (Komplex-

maßnahme Nr. 325.02.03) 
CEF2:  Nisthilfen für den Feldsperling 
CEF 3:  Aufwertung der Feldlerchenhabitate 

12. Aufschüttungen (§ 9 (1) Nr. 17 BauGB)

12.1 Im westlichen Teil des Plangebiets ist im Zuge der Erschließung eine Aufschüttung zur 
flächenhaften Einebnung und zur Reduktion der starken Geländeneigungen geplant. Die 
Höhe der Aufschüttung beträgt an den westlichen Grundstücksgrenzen der Bauplätze 1-
6 ca. 4 m Höhe und läuft nach Osten aus (siehe zeichnerischer Teil). 

13. Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB)

13.1 Die für die Herstellung der Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen für Aufschüttun-
gen und Abgrabungen sind vom Angrenzer zu dulden. Diese können durch 
Geländeangleichungen auf den Anliegergrundstücken wieder entfallen. 

13.2 Zur Herstellung des Straßenkörpers und zur Aufstellung von Verkehrszeichen und Kabel-
verteilschränken sind in den an öffentlichen Verkehrsflächen angrenzenden Grundstü-
cken, sowohl unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenze, Unterbauver-
breiterung für die Fahrbahn und Fahrbahndrainagen, als auch die technischen Aufbauten 
in einer Breite von 0,3 m und einer Tiefe von 0,8 m vom Grundstückseigentümer zu dul-
den.  
Des Weiteren sind Fundamente für die Straßenbeleuchtung in einer Tiefe von bis 1,50 m, 
einer Breite von 0,70 m und einer Länge von 1,00 m sowie Kabelverlegungen in Funda-
menten und Stützbauwerken entlang der Grundstücksgrenze vom Grundstückseigentü-
mer zu dulden. 

14. Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

14.1 Schutzstreifen entsprechend Planeintrag 
Die Schutzstreifen sind von baulichen Anlagen, Einfriedungen, Bewuchs sowie 
Aufschüttungen mit einer Höhe von mehr als 0,8 m über der nächstgelegenen 
Straßenverkehrsfläche freizuhalten. Insbesondere sind diese Bereiche auch von 
Stellplätzen freizuhalten.
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15.  Sonstige Festsetzungen  

15.1 Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen, die 
verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 des BauGB bezeichneten Art enthalten, 
außer Kraft. 

16.  Grenzen 

16.1  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs gem. Planeintrag (§ 9 (7) BauGB) 

16.2  Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen gem. Planeintrag (§ 16 (5) Bau NVO 
und § 9 BauGB)
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B. Hinweise und Empfehlungen 

Bodenschutz
Folgende Ausführungen, die dem Erhalt fruchtbaren und kulturfähigen Bodens, dem 
sorgsamen und schonenden Umgang mit Boden sowie der nachhaltigen Sicherung 
oder Wiederherstellung der Bodenfunktionen dienen, sind bei der baulichen Umset-
zung zu beachten: 
Auf die Vermeidung von Bodenverdichtungen (z. B. Anlegen der Baustelleneinrichtung 
auf bereits befestigten Flächen, verdichtungsarmes Arbeiten) ist zu achten. Vor Beginn 
der Baumaßnahme ist der humose Oberboden entsprechend seiner natürlichen Tiefe 
schonend und unter sorgfältiger Trennung vom Unterboden abzuschieben, sachge-
recht zwischenzulagern und nach Abschluss der Maßnahme wieder aufzutragen. Das 
Zwischenlager des humosen Oberbodens (max. 2,0 m) ist vor Vernässung zu schüt-
zen. Bei längerer Lagerungszeit über 6 Monate ist dieses geeignet zu bepflanzen. Ver-
dichtungen sind zu vermeiden. 
Die Erdbewegungen sind auf ein unumgängliches Maß zu beschränken, wobei insbe-
sondere die sinnvolle Wiederverwendung des anfallenden unbelasteten Bodenmateri-
als (z. B. Massenausgleich auf dem Grundstück, Auffüllungen mit dem anstehenden 
Material) anzustreben ist. Dies ist bereits in der Planungsphase zu berücksichtigen. 
Beim Bearbeiten des Bodens ist unbedingt auf trockene Wetterverhältnisse und opti-
male Bodenfeuchte zu achten. 
Schädliche Bodenveränderungen und Bodenverunreinigungen (u.a. Verfüllen der Bau-
gruben mit Bauschutt und Bauabfall) sind abzuwehren.

Bodendenkmalschutz
Bodenfunde nach § 20 des Denkmalschutzgesetzes sind unverzüglich dem Regie-
rungspräsidium Freiburg Ref. 25 Denkmalpflege / Archäologische  Denkmalpflege (Tel. 
0761-208-3500) anzuzeigen. Dies ist auch erforderlich, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, 
alte Grenzsteine oder ähnliches von den Baumaßnahmen betroffen sein sollten.

Schutz des Grundwassers
Erdarbeiten oder Bohrungen, die so tief in den Boden eindringen, dass sie Auswir-
kungen auf das Grundwasser haben können bzw. tiefer als 10 m in den Boden ein-
dringen, sind dem Landratsamt Rottweil-Umweltschutzamt gemäß § 49 Abs. 1 WHG 
i. V. m. § 43 Abs. 1 WG spätestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. 
Sofern bei Erschließungsmaßnahmen unbeabsichtigt Grundwasser angetroffen wird, 
ist dies gemäß § 49 Abs. 2 WHG i. V. m. § 43 Abs. 6 WG unverzüglich dem Landrats-
amt Rottweil-Umweltschutzamt anzuzeigen und die Arbeiten, die zur Erschließung 
geführt haben, einstweilen einzustellen. 
Auf Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten 
Grundwasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße 
Wanne", auskragende Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von 
Baukörpern / Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine 
Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist. Drainagen dürfen keinesfalls 
an die Schmutz-/Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. 
Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene Schmutz-/ Mischwasserkanali-
sation angeschlossen werden. 
Bei allen Maßnahmen, die zur Erschließung von Grundwasser führen, sind die ge-
setzlichen Vorschriften des Grundwasserschutzes zu beachten. 
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Regenwasserzisternen
Bei der Nutzung von Regenwasser über Regenwasserzisternen als Brauchwasser sind 
hygienische Aspekte zu beachten wie zum Beispiel, dass Brauchwasser aus der Re-
genwassernutzung vom Trinkwasser-Leitungssystem strikt getrennt zu halten ist. 
Der Zisternenüberlauf darf grundsätzlich nicht unterirdisch versickert werden. Auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall) wird hingewiesen. 

Abwasserentsorgung
Die Entwässerung ist im Trennsystem geplant. Hinsichtlich einer geordneten Abwas-
serableitung wird auf die örtliche Abwassersatzung hingewiesen. Um das fortführende 
Netz nicht zu überlasten, werden Retentionszisternen verpflichtend festgesetzt. 

Geotechnik
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich des Mittleren Muschelkalks. Im Westen des Plangebietes wird die-
ser von quartären Lockergesteinen (Holozänen Abschwemmmassen) unbekannter 
Mächtigkeit überlagert. Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Aus-
trocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwit-
terungsbodens ist zu rechnen. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-
schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutach-
tens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaf-
ten sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung tech-
nischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-
Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 

Barrierefreies Bauen
Im Hinblick auf die demographische Entwicklung und die zunehmende Alterung der 
Gesellschaft wird empfohlen, im Sinne einer langfristigen Gebäudeplanung die Aspekte 
des barrierefreien Bauens zu berücksichtigen, sodass die Immobilie zu allen 
Lebenslagen passt. 
Auf die DIN 18040-2, für die barrierefreie Planung, Ausführung und Ausstattung von 
Wohnungen, Gebäuden mit Wohnnutzungen und deren Außenanlagen wird 
hingewiesen. 
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlage  
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 170) m.W.v. 17.06.2023 

1.  Dächer der Hauptgebäude, Dachbegrünung, Dacheindeckung und Fassaden

1.1.  Dachformen:  
für Hauptgebäude freibleibend 

1.2.  Dachneigung:  
für Hauptgebäude siehe Planeintrag 

1.3.  Dacheindeckungen  
Dacheindeckungen sind in nicht glänzenden Materialien und gedeckten, dunklen Farb-
tönen auszuführen. Grelle oder reflektierende Oberflächen sind nicht zulässig. 

1.4  Dachbegrünung  
Flachdächer von Garagen und Carports sind dauerhaft und flächendeckend mindes-
tens extensiv mit einer Vegetationsschicht min. 10cm zu begrünen. 

1.5 Fassaden 
Es sind ortstypische Materialien wie Putz und Holz zu verwenden. Nicht zulässig sind 
grelle Farben und Metallfassaden. 

2.  Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§74 (2) 2 LBO)

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs. 1 LBO) wird gemäß § 74 Abs. 2 
Ziff. 2 LBO auf 2 Stellplätze je Wohnung erhöht. 
Die Zufahrten zu Garagen oder Carports werden dann als notwendiger Stellplatz 
anerkannt, wenn der Stauraum mindesten 5,00m tief und 2,75m breit ist. 

3. Einfriedungen und Stützmauern  

3.1.  Einfriedungen und Stützmauern entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind bis zu ei-
ner Höhe von maximal 1,0m über der Oberkante der unmittelbar angrenzenden Ver-
kehrsfläche zulässig.  
Einfriedungen und Stützmauern sind entlang öffentlicher Verkehrsflächen 0,50m hinter 
die Straßenbegrenzungslinie zurückzusetzen. 

3.2.  Entlang der Bauplätze 1-6 ist außerhalb der Baugrenzen eine Stützmauer zur Abfangung 
von Auffüllungen zulässig. Mit dieser ist gegenüber dem angrenzenden, landwirtschaftlich 
genutzten Grundstück ein Grenzabstand von 0,50 m einzuhalten. Bei diesem Grenzab-
stand beträgt die zulässige Mauerhöhe max. 1,50 m. Ist die Stützmauer höher als 1,50 
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m, auch bei abgestufter Ausführung der Mauer, dann vergrößert sich der Abstand ent-
sprechend der Mehrhöhe. Die maximale zulässige Gesamthöhe von Stützmauern inklu-
sive Böschungen innerhalb des Grenzabstands von 2,50 m zum angrenzenden landwirt-
schaftlichen Grundstück beträgt, auch bei abgestufter Ausführung der Mauer, 2,50 m. 
Daran anschließende Böschungen innerhalb dieses Bereichs dürfen mit einer maximalen 
Neigung von 45° angelegt werden. Folgende Ausführungen sind möglich: 

a)  mit minimalem Grenzabstand 
 und anschließender Böschung 

b)  mit maximaler Mauerhöhe 

c)  mit abgestufter Mauer
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3.3 Die Verwendung von Stacheldraht ist nicht zulässig. 

4.  Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Zwerchgiebel 

Dacheinschnitte und Dachgauben sind auf max. 1/2 der Gebäudelänge und Zwerch-
giebel auf max. 1/3 der Gebäudelänge beschränkt. Sie müssen durch einen mindes-
tens 1,5m breiten seitlichen Dachstreifen begrenzt sein. 

5. Freileitungen 

5.1 Niederspannungsfreileitungen und Fernmeldefreileitungen sind innerhalb des räumlichen 
Geltungsbereiches nicht zulässig.  

6. Medienempfangsanlage 

6.1. Mehr als eine Medienempfangsanlage, welche von außen sichtbar ist, (z. B. Antennen 
oder Satellitenanlage) pro Gebäude ist nicht zulässig. 

7. Zufahrten und Pkw-Stellplätze und private Müllbehälter 

7.1. Zufahrten und Pkw-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen wie Schotter, Ra-
sengittersteine oder im Sandbett verlegtem Pflaster mit sandverfüllten Fugen oder mit 
wasserdurchlässigen Steinen zu befestigen. 
Es sind nur solche Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen zu befestigen, bei denen 
eine Verunreinigung durch Lagerung/Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Fahr-
zeugreinigung/-wartung o.ä. nicht zu erwarten ist. 

7.2 Private Müllbehälter sind in das Gebäude zu integrieren oder einzugrünen und so 
anzuordnen, dass sie von den öffentlichen Straßen und Wegen nicht eingesehen 
werden können. 

8.  Anlagen für Niederschlagswasser (§ 74 Abs. 3 Nr. 2)  

8.1  Drainage  
Drainageleitungen dürfen nicht an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden. Auf 
Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. 

8.2  Dachentwässerung  
Die Verwendung von unbeschichteten Metalldacheindeckungen der Gebäude, insbe-
sondere der Metalle Blei, Kupfer und Zink ist nicht zulässig, wenn das Niederschlags-
wasser nicht behandelt wird, da ihr korrosiver Abtrag zu Schwermetallanreicherungen 
in Boden, Grundwasser und den Sedimenten der Gewässer führt. Sollten unbeschich-
tete Metalldacheindeckungen verwendet werden, so ist durch geeignete Behandlungs-
anlagen (Filteranlagen, Metalldachfilter) die Reduzierung von Schwermetallemissionen 
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im Niederschlagswasser sicherzustellen. Die Wirksamkeit der Behandlungslagen ist 
dauerhaft zu gewährleisten. Die Zulassung solcher Anlagen bedürfen einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. 

8.3  Regenwasserzisternen  
Anfallendes Regen-, Dach- und Oberflächenwasser der Baugrundstücke, das unbe-
handelt abgeleitet werden kann, ist über geeignete Retentionsanlagen gedrosselt dem 
Abwasserkanal zuzuführen. Pro Gebäude ist eine Retentionszisterne mit einem Ge-
samtvolumen von mindestens 5,0 cbm und einem Drosselablauf in der Größe 0,75 
l/sec herzustellen. Die Retentionszisterne ist so zu betreiben, daß das Rückhaltevolu-
men über die beschriebene Drosselung durch Entleerung zuverlässig zur Verfügung 
steht. Der Überlauf ist an den Regenwasserkanal anzuschließen.

9. Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, werden aufgrund von § 74 LBO er-
gangenen Bestandteilen dieser Satzung zuwiderhandelt. 

10.  Schlussbestimmung
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen örtlichen Bauvor-
schriften außer Kraft. 
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